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Oeſterreichiſche 


Zeitſchrift a Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


Erfcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Manz'ſche k. k. Hof⸗Verlags⸗ und Univerſitäts⸗Buchhandlung in Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ke Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 
“Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben und beträgt 
das Jahres⸗Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl. — 12 Mark. Bei gefälligen Beſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung erbitten, 
erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchriſt mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshoſes gewünſcht wird. 7 


Inſerate werden billigſt berechnet. — Betlagengebühr nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamationen, wenn unverſiegelt, ſind portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Berückſichtigung finden. 


5 1 Gi geſetzliche Normirung des Umfanges der Zeitungsverſchleißlicenzen. Die 
Pränumerations Einladung. Verkaufsbewilligungen ſollen unbeſcholtenen eigenberechtigten Perſonen 
Wir laden zur Pränumeration auf das erſte Quartal der nicht verſagt werden dürfen. In ſeinem zweiten Paragraph intendirt nun 
„Oeſterr. Zeitſchrift für Verwaltung“ 1888 freundlichſt ein. dieſer Entwurf eine weſentliche Umgeſtaltung unſeres 8 23. Nach Abſatz 1 
Der Betrag für dieſes Quartal iſt für die Zeitſchrift ſammt iſt das „Hauſiren mit Druckſchriften, das Ausrufen, Vertheilen, Feilbieten, 
der Beilage „Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes“ 1 fl. Anheften oder Anſchlagen derſelben auf öffentlichen Wegen, Straßen, 
50 kr., — ohne jene Beilage 1 fl. Plätzen oder an anderen öffentlichen Orten eines beſtimmten Bezirkes, 
Manz'ſche k. k. Hof⸗Verlags⸗ und Univerſitäts⸗ Buchhandlung. gleichviel, ob eine ſolche Beſchäftigung gewerbsmäßig betrieben wird oder 
nicht, ſowie das Sammeln von Pränumeranten oder Subſkribenten nur 
mit Bewilligung der Sicherheitsbehörde geſtattet. Oeſterreichiſchen Staats⸗ 
bürgern, welche eigenberechtigt, unbeſcholten und nicht mit einer auf⸗ 
fallenden, ekelhaften Krankheit oder dergleichen Gebrechen behaftet find, 
darf der Erlaubnißſchein nicht verſagt werden“. Abſatz 2, welcher die 
anderweitige öffentliche Verbreitung von Druckſchriften behandelt, lehnt 
ſich an das ſächſiſche Geſetz an, indem er beſtimmt: „Von Bekannt⸗ 
machungen, Placaten und Aufrufen, welche öffentlich angeſchlagen, aus⸗ 
geſtellt oder auf Straßen, Plätzen oder an anderen öffentlichen Orten 
verkauft oder vertheilt werden ſollen, muß, bevor der Anſchlag, die 
Ausſtellung oder die Verbreitung beginnt, ein Exemplar an die Sicher⸗ 
heitsbehörde des Ortes unentgeltlich abgeliefert werden. Ausgenommen 
hievon ſind die Bekanntmachungen von rein örtlichem oder gewerblichem 
Intereſſe, als: Theaterzettel, Ankündigungen von öffentlichen Luſtbarkeiten, 
von Vermiethungen, Verkäufen u. dgl.“ Der dritte Abſatz verweiſt auf 
die polizeilichen Anordnungen bezüglich der Art und des Ortes des 
Placatirens und der ſonſtigen Verbreitung aus Rückſicht auf den öffent⸗ 
lichen Verkehr. 

Viel weiter, als dieſe beiden Entwürſe, gehen die am 5. April 
1886 vom Abgeordneten Dr. Foregger eingebrachten und in der 
Sitzung vom 5. Februar 1887 zur erſten Leſung gelangten Geſetzes⸗ 
anträge. Der erſte von den vier beantragten Geſetzentwürfen, das 
Geſetz betrefſend die Preſſe, welches allein uns hier zu be⸗ 
ſchäftigen hat, enthält im 8 4 eine unſerem § 3, Alinea 5 analoge 
Beſtimmung: „Die Bewilligung zum gewerbemäßigen Verkaufe von 
Schul⸗ und Gebetbüchern, Kalendern, Heiligenbildern, Druckſorten für 
gewerbliche Zwecke und periodiſchen Druck ſchriften an beſtimmten Orten 
wird von der politiſchen Ortsbehörde ertheilt. Dieſelbe kann unbefcholtenen, 
eigenberechtigten Perſonen nicht verſagt werden. Von der Verkaufs⸗ 
bewilligung dürfen einzelne inländiſche periodiſche Druckſchriften nicht 
ausgeſchloſſen werden.“ Der § 5, den Hauſirhandel mit Druckſchriften 
betreffend, iſt identisch mit dem eben citirten $ 2, Alinea 1 des Ent⸗ 
wurfes von 1877, nur daß zur Erlangung des Erlaubnißſcheines ſchon 
das 16. Jahr und nicht erſt das Alter der Eigenberechtigung genügt. 
Der § 6 beſtimmt die Anwendbarkeit der Strafbeſtimmungen der 

Der Geſetzentwurf von 1877 macht einen Schritt weiter: Gewerbeordnung vom 15. März 1883 auf die Zuwiderhandlungen gegen 
Er behält zunächſt die Ausdehnung der Verſchleißlicenzen auf Bibeln die zwei vorhergehenden Paragraphe. 
aufrecht, welche inzwiſchen auch durch den Unterrichtsminiſterialerlaß Ich begnüge mich damit, dieſe Geſetzentwürſe, inſoweit fie auf. 
vom 22. Auguſt 1871 ausgeſprochen wurde, deſſen geſetzliche Ver⸗ unſeren Gegenſtand Bezug haben, in ihrem Wortlaute anzuführen; in 
bindlichkeit jedoch angefochten worden war, und gibt weiters die erwähnte eine Kritik derſelben kann ich mich nicht einlaſſen; es hätten die beiden 
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Heber den nicht-buchhändleriſchen Bertrieb von Preß- 
erzeugniſſen. 


Studie zu den 88 23 und 3 des Preßgeſetzes. 
Von Dr. Adolph Noſenbaum, k. k. Polizeidirections⸗Concipiſten. 
V. 

Es ſei nun zum Schluſſe noch geſtattet, jene Geſetzentwürfe 
mit einigen Worten zu erwähnen, welche die Abänderung unſeres Preß⸗ 
geſetzes zum Gegenſtande haben, und inſoweit dieſelben ſich auf die hier 
beſprochene Frage beziehen. Der Entwurf von 1871 begnügt ſich 
damit, mehrere Aenderungen im § 3, Alinea 5 Preßgeſetz vorzuſchlagen: 
Die eine derſelben, welche ſich auf den Umfang der Zeitungsverſchleiß⸗ 
licenzen bezieht, wurde bereits erwähnt; die zweite geht dahin, daß die 
Sicherheitsbehörde neben dem Verkaufe von Kalendern, Heiligenbildern, 
Gebeten, Gebet⸗ und Schulbüchern auch den Verkauf von Bibeln bewilli⸗ 
gen darf; und endlich die dritte, daß die Sicherheitsbehörde auch das 
Hauſiren mit dieſen genannten Preßerzeugniſſen bewilligen darf. 

An § 23 Preßgeſetz hat diefer Entwurf nicht gerüttelt. 
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erſten jedenfalls ein beſſeres Geſchick verdient, als blos „ſchätzbares 
Material“ zu bleiben. Daß ſie einem tiefgefühlten Bedürfniſſe entſprungen, 


daß die in unſerem § 23 enthaltenen gewerberechtlichen Beſtimmungen 


einer tief eingreifenden Reform dringend bedürftig ſind, kann heute vom 
Standpunkte der Theorie wie der Praxis nicht mehr bezweifelt werden, 
ebenſo wenig, wie die Richtung, welche dieſe Reform einſchlagen muß, 
wenn ſie den immer lauter werdenden Forderungen des gewerblichen, 
des geiſtigen, des geſelligen Lebens in dieſer Hinſicht gerecht werden 
will. Die Buchhändler und Verleger ſühren Beſchwerde, daß das Col⸗ 
portageverbot dem Aufſchwunge des öſterreichiſchen Verlagsgeſchäftes 
hindernd im Wege ſtehe, daß ihren Verlagsartikeln der Maſſenabſatz 
verſchloſſen, ihnen daher die breite geſchäftliche Baſis entzogen iſt, auf 
welche der Verleger „draußen im Reiche“ ſein Unternehmen gründet, 
und daß ſie daher mit dem deutſchen Markte nicht concurriren können, 
während ſie anderſeits im Inlande durch die immer zahlreicher werden⸗ 
den Verſchleißlicenzen nach $ 3 Preßgeſetz, ſowie durch die daran ſich 
knüpfenden, ſog. beſchränkten Buchhandlungsconceſſionen ſchwer zu leiden 
haben. Daß bei einem Darniederliegen des Buchhändler⸗ und Verlags⸗ 
gewerbes auch die Buchdruckerei⸗ und ſonſtigen graphiſchen Gewerbe und 
Kunſtgewerbe in Mitleidenſchaft gezogen werden, verſteht ſich bei dem 
engen Zuſammenhange dieſer Geſchäftszweige von ſelbſt. 

Ueber kurz oder lang muß auch an unſere Geſetzgebung die Auf⸗ 
gabe herantreten, ſich mit der Regelung der Colportage, des Hauſir⸗ 
handels mit Druckſchriften, des fliegenden Buchhandels zu befaſſen; eine 
Aufgabe, die um ſo ſchwieriger zu löſen iſt, als ſo vielerlei Momente 
ſtaatlicher Fürſorge dabei in Betracht zu ziehen find 10. 

Jede Reform auf dieſem Gebiete unſerer Preßgeſetzgebung muß 
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den Hauſirer ſelbſt; die Entziehung des Rechtes, Hauſirer zu beſtellen, 
wieder auf eine beſtimmte Zeit oder auf immer gegen den Gewerbe⸗ 
inhaber. Ob dieſe Rechtsfolgen nun ipso jure mit der wiederholten 
Verurtheilung, oder ob ſie über ausdrückliches Erkenntniß eintreten, ob 
ſie von der Sicherheits⸗ oder Gewerbe⸗ oder von der Gerichtsbehörde 
verhängt werden können, wäre nicht von principieller Bedeutung. 

Die anderweitige gewerbsmäßige Verbreitung von Druckſchriften 
im ſtehenden Gewerbebetriebe findet im § 43 der deutſchen Gewerbe⸗ 
ordnung eine vollkommen zweckentſprechende Regelung, die auch unſeren 
Verhältniſſen ſich accommodiren dürfte. Was jedoch das Placatenweſen 
betrifft, ſo weiſt allerdings auch der Ausſchußbericht über den Entwurf 
von 1877 darauf hin, „daß Anſchläge an öffentlichen Orten eine bei 
weitem wirkſamere Form der Beeinflußung des Publikums ſind, als 
die Verbreitung von Zeitungen im Pränumerationswege“, und daß dies 
zur Anwendung von Vorſichtsmaßregeln berechtige, „durch welche eine 
gefährliche Wirkung rechtzeitig beſeitigt werden kann“. Dieſer Vorſicht 
iſt aber mit der Vorlage eines Exemplares des zu affichirenden Pla⸗ 
cates an die Behörde und mit der Befugniß derſelben zur Beſchlag⸗ 
nahme keineswegs Genüge gethan; denn in den meiſten Fällen iſt die 
> eines bereits affichirten Placates von weit unliebſameren 


Folgen begleitet, als die unbefugte Placatirung ſelbſt. Deshalb und 
weil die Beſtimmungen des $ 23, Alinea 2 und 3 Preßgeſetz, wenn 
ſie entſprechend gehandhabt werden, den Verkehr keineswegs ſo beſchrän⸗ 
ken, wie es oft behauptet wird, mag es immerhin bei der vorgängigen 
Prüfung und Bewilligung ſeitens der Behörde verbleiben. Nur wäre 
nebſt der Ausnahme für Kundmachungen von rein örtlichem oder 
gewerblichem Intereſſe auch die gleiche Begünſtigung für ſolche Kund⸗ 


mit der Beſeitigung des ſtricten Verbotes des Hauſirens beginnen. Daß gebungen am Platze, die zu Wahlzwecken und in der Zeit von der 
dabei nicht ohne Weiteres auf das Princip des franzöſiſchen Gefetzes amtlichen Bekanntmachung des Wahltages bis zur Beendigung des 
übergegangen werden kann, bedarf in Anbetracht der ganz verſchiedenen Wahlactes mittelſt öffentlichen Anſchlags verlautbart werden ſollen. 

ſoeialen, culturellen und politiſchen Verhältniſſe der beiden Staaten Sind nun durch eine derartig bedingte Freigebung der Colportage 
keiner weiteren Begründung. Wohl aber bietet die mit dem Geſetze vom und des Hauſirhandels mit Druckſchriften die Erzeuguiſſe der Literatur 
1. Juli 1883 in die deutſche Reichs⸗ Gewerbeordnung aufgenommene, allen, auch von der Stadt entfernt lebenden Staatsbürgern mit Leichtig⸗ 
früher erwähnte Beſtimmung des § 56 Gewerbeordnung genügende Anz keit zugänglich, dann haben auch jene „Quaſi⸗Preßgewerbe“ des 8 3, 
knüpfungspunkte für eine Reform des öſterreichiſchen Rechts. Und auch Alinea 5 Preßgeſetz ihre Exiſtenzberechtigung verloren; die Journale 
auf ein in der früheren öſterreichiſchen Geſetzgebung, in der „Provi⸗ werden um den Preis des Straßenverkaufes gerne auf die fixen Ver⸗ 
ſoriſchen Vorſchrift“ vom 31. März 1848 und in der „Proviſoriſchen ſchleißſtellen verzichten; Kalender würden zur „Saiſon“ fo maſſenhaft 


Verordnung gegen den Mißbrauch der Preſſe“ vom 18. Mai 1848 
enthaltenes Princip könnte dabei Rückſicht genommen werden, in welchen 
Geſetzen das Colportiren von Druckſchriften nur den Beſtellten der be⸗ 
rechtigten Buch⸗ und Kunſthandlungen und Buchdruckereien, welche der 
Behörde angezeigt und von dieſer nicht beanſtändet wurden, geſtattet war. 

Es würde ſich demnach empfehlen, die Bewilligung zum Hauſiren 
mit Druckwerken nicht nur von dem Vorhandenſein der allgemeinen 
Bedingungen des Hauſirpatentes abhängig zu machen, ſondern eine ſolche 
Hauſirbewilligung überhaupt nur über Anſuchen eines conceſſionirten 
Buchhändlers für die von ihm namhaft gemachten Individuen aus⸗ 
zuſtellen; es genügt eben nicht, die oft nur ſchwer zu conſtatirende und 
allzu häufigen Schwankungen unterliegende Vertrauenswürdigkeit des 
mobilen Colporteurs, ſondern in der Verantwortlichkeit des conceſſionir⸗ 
ten Gewerbetreibenden für feine Beſtellten muß der Behörde die noth⸗ 
wendige Garantie geboten werden, daß nur vertrauenswürdige Indivi⸗ 
duen mit einem ſolchen Hauſirſcheine verſehen werden. Hat man in 
dieſer ſubjectiven Hinſicht entſprechende Cautelen, dann iſt die Frage, 
ob das von der Behörde zu genehmigende Druckſchriftenverzeichniß des 
§ 56 der Reichs⸗Gewerbeordnung einen nothwendigen Beſtandtheil der 
Hauſirbewilligung zu bilden hat, von ſecundärer Bedeutung, um ſo mehr, 
da wir ja bei unſeren Erlaubnißſcheinen zum Sammeln von Pränu⸗ 
meranten und Subſkribenten ſchon genügende Erfahrung gemacht haben, 
welchen Werth ein ſolches Verzeichniß in der Praxis hat, wie ſchwierig, 
ja unmöglich die Ueberwachung der Einhaltung desſelben iſt. Allerdings 
müßten auch die Strafen wegen Nichtbeachtung der auf die Ausübung 
des Gewerbes bezüglichen Vorſchriften entſprechend normirt werden. Die 
minimalen Geldſtrafen, wie ſie dermalen bei Uebertretungen des § 23 
Preßgeſetz verhängt werden, halten von Ueberſchreitungen der Gewerbs⸗ 
berechtigung und anderen Unzukömmlichkeiten beim Gewerbebetriebe nicht 
zurück, wenn nicht empfindlichere Rechtsfolgen mit wiederholten Ver⸗ 
urtheilungen verbunden ſind; und ſolche Rechtsfolgen wären: die Ent⸗ 


ziehung der Hauſirbewilligung für beſtimmte Zeit oder für immer gegen 


14) Siehe hierüber beſonders Liszt: „Deutſches Preßrecht“ S. 50. 


colportirt werden, daß der Vertrieb derſelben durch beſonders licenzirte 
Gewerbetreibende wohl ein minimaler und auch überflüſſig wäre; Schul⸗ 
und Gebetbücher und Heiligenbilder kehren zurück, wohin ſie gehören: 
zum conceſſionirten Buchhandel, reſp. Kunſthandel, und würden durch 
ja fliegende Corps der Haufirer und Colporteurs weit leichter in das 
| entferntefte Dorf, in das entlegenſte Schulhaus gelangen, als durch die 
dermaligen an ihr Locale gebundenen Licenzinhaber. Damit wäre 
dieſes aus längſt entſchwundenen Tagen in unſere Zeit hereinragende 
Inſtitut der Licenzen, welches in ſeinem ganzen Weſen von höchſt 
zweifelhaſtem culturellen und wirthſchaftlichen Werthe iſt, beſeitigt. 

Und auf dieſe Weiſe könnte, ohne daß damit die nothwendige 
Aufſicht des Staates über einen der wichtigſten Factoren der Volks⸗ 
bildung beeinträchtigt würde, dem Verkehre mit den Erzeugniſſen der 
Druckerpreſſe die allgemein gewünſchte größere Freiheit eingeräumt wer⸗ 
den, eine Freiheit, geſchützt durch die Ordnung gegen die Auswüchſe der 
| Bügelfofigfeit. 


Mittheilungen aus der Praris. 


Für die Zulaſſung der politiſchen Execution nach Fa der Faif. 
Verordnung vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96, ift 
lediglich entſcheidend, daß es ſich um Koſten für öffentliche 
Zwecke der Verwaltung handelt und daß die Leiſtungsverpflich⸗ 
tung feſtſteht, gleichgiltig ob ſich dieſe unmittelbar aus dem Ge⸗ 
ſetze oder aus einem Vertrage ableitet. 

Der ſchleſiſche Landtag hat am 11. Juni 1883 beſchloſſen, die 
Straßenſtrecke N.⸗Ch. unter der Bedingung vom Bezirksſtraßenaus⸗ 
ſchuſſe der T. .. er Landgemeinden auszubauen und zur Bezirksſtraße 
zu erklären, wenn von den Gemeinden bindende Erklärungen abgegeben 
werden: a) über die unter ſich bewerkſtelligte Einigung wegen Auf⸗ 
bringung der halben Baukoſten und b) über deren Maximalanſprüche 
für Schottermaterial. Die Gemeinden thaten dies. Die Baukoſten für 
die zunächſt zum Ausbau gelangte Strecke waren im Voranſchlage mit 
and 45.000 fl. angegeben, ſo daß die auf die Gemeinden entfallende 


Hälfte 22.500 fl. betrug. Die Gemeinden haben aber dieſen Betrag 
trotz der Urgenzen nicht eingezahlt, weshalb der Laudesausſchuß ſich an 
die Bezirkshauptmannſchaft in T. wegen eventueller zwangsweiſer Ver⸗ 
haltung der Gemeinden zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen wendete. 

Von der Bezirkshauptmannſchaft in T. wurde auf dieſes An⸗ 
ſuchen dem Landesausſchuſſe unterm 27. September 1886, Z. 16.870, 
erwidert, daß die Bezirkshauptmannſchaft die betroffenen Gemeindevor⸗ 
ſtände wiederholt ſchriſtlich und mündlich aufgefordert habe, die ſrei⸗ 
willig übernommenen Beiträge zum Ausbaue der Bezirksſtraße an den 
Bezirksſtraßenfond einzuzahlen, daß aber dieſe Beiträge im Wege der 
politiſchen Execution nicht eingehoben werden können. 

In Folge deſſen wendete ſich der Landesausſchuß an die Landes⸗ 
regierung, indem er erklärte, daß er die Meinung der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft in T. nicht theilen könne. Der. Landesausſchuß berief ſich 
auf § 9 des Straßenconcurrenzgeſetzes vom Jahre 1863, L. G. Bl. 
Nr. 4 ex 1864, 8 8, Alinea 2 des Geſetzes vom Jahre 1868, 
L. G. Bl. Nr. 37, den Beſchluß des Landtages vom 11. Juni 1883 
und die Erklärungen der einzelnen Gemeinden. Die fragliche Verpflich⸗ 
tung ſei nach § 3 der kaiſ. Verordnung vom Jahre 1854, weil geſetz⸗ 
lich begründet, im Wege der politiſchen Execution zur Geltung zu 
bringen. Denn wenn auch nicht, wie es hier geſchehen, der Koſten⸗ 
auftheilungsmodus durch die Landesvertretung beſonders beſtimmt worden 
wäre, ſo müßte für ſolche von den Gemeinden auf Grund beſonderer 
Gemeindeausſchußbeſchlüſſe zu öffentlichen Zwecken übernommene Ver⸗ 
bindlichkeiten die politiſche Execution gewährt werden, da es ſich bei 
Anwendung des § 3 der citirten kaiſ. Verordnung einzig und allein 
um die Feſtſtellung der Kriterien handelt, ob die betreffende Leiſtung 
vorſchriftsmäßig auferlegt wurde und ob dieſelbe öffentlich⸗ rechtlicher 
Natur ſei, welche beiden Merkmale bei einer Leiſtung zu Straßenzwecken, 
welche die Gemeinde auf Grund eines ordnungsmäßigen Ausſchuß⸗ 
beſchluſſes auf ſich genommen hat, vollauf zutreffen, ſelbſt wenn nicht 
auf Grund des § 8, Alinea 2 des Geſetzes vom Jahre 1868 der 
Auftheilungsmodus von vorneherein von der Landesvertretung feſt⸗ 
geſtellt wurde. 

Die Landesregierung hat dem Landesausſchuſſe unterm 12. De⸗ 
cember 1886, Z. 13.318, Folgeudes eröffnet: Aus dem Landtags⸗ 
beſchluſſe vom 11. Juli 1883 ſei nicht zu entnehmen, daß die Con⸗ 
currenzleiſtung dieſer Gemeinden zu dem Ausbaue der Straße auf Grund 
des § 9 des Straßenconeurrenzgeſetzes vom 19. November 1863 feſt⸗ 
geſtellt wurde, und ſei es überhaupt fraglich, ob den Gemeinden die 
Verpflichtung zur Tragung der Hälfte der Baukoſten geſetzlich hätte 
auferlegt werden können, da der § 9 des Straßenconcurrenzgeſetzes die 
Feſtſtellung der Beitragspflicht nur bei bereits beſtehenden Bezirksſtraßen 
normirt, hier aber es ſich um den Ausbau einer Straße handelt, welche 
erſt nach der Herſtellung in die Kategorie der Bezirksſtraßen eingereiht 
werden ſoll. Die Landesregierung könne daher die von den Gemeinden 
übernommenen Concurrenzbeiträge nicht als eine dieſen Gemeinden vor⸗ 
ſchriſtsmäßig auferlegte Geldleiſtung anſehen und müſſe das Anſuchen 
um deren executive Eintreibung ablehnen. 

In der gegen dieſe Entſcheidung vom Landesausſchuſſe eingebrach⸗ 
ten Miniſterialbeſchwerde wurde Folgendes geltend gemacht: Gegen die 
Meinung der Landesregierung, als ob eine von einer Gemeinde frei⸗ 
willig (auf Grund eines vollgiltigen Gemeindeausſchußbeſchluſſes) über⸗ 
nommene Beitragsleiſtung nicht die Bedingungen für die politiſche Exe⸗ 
cution abgeben könne, wird auf die Entſcheidung des Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes vom 26. November 1885 (Nr. 2794) hingewieſen. Klar 
folge daraus, daß die Austragung von Streitigkeiten in öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Verhältniſſen nicht im Rechtswege, ſondern im autonomen ordent⸗ 
lichen Inſtanzenzuge zu erfolgen habe, daß daher auch durch einen rechts⸗ 
kräftigen Ausſpruch des Landesausſchuſſes die Liquidität derartiger 
Leiſtungen als ſeſtſtehend angenommen werden müſſe. Der Landesaus⸗ 
ſchuß hebt hervor, daß die größte Zahl der Bezirksſtraßen auf dieſe 
Art gebaut wurde und werde, darauf gründe ſich die gedeihliche Ent⸗ 
wicklung des Straßenweſens in Schleſien. Die Rechtsanſchauung des 
Landesausſchuſſes, daß über derartige öffentlich⸗rechtliche Verpflichtungen 
der Landesausſchuß zu entſcheiden habe, finde ſich weiters beſtätigt im 
Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes vom 13. November 1880 
(Nr. 917), in welchem die gegenwärtige Streitfrage präcife widerlegt 
ſei. Die Landesregierung behaupte weiters, daß § 9 des Straßen⸗ 
concurrenzgeſetzes nur bei bereits beſtehenden Bezirksſtraßen Anwendung 
zu finden habe, nicht aber bei dem Baue einer Straße, welche erſt nach 
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der Herſtellung in die Bezirksſtraßen eingereiht werden wird. Dem 
gegenüber müſſe ſich der Landesausſchuß auf den Wortlaut und Geiſt 
der 88 9 und 8 des Straßenconcurrenzgeſetzes, dann den Titel des 
Abſchnittes II dieſes Geſetzes, auf die allgemeine Uebung und auf die 
ganz ähnlichen Verhältniſſe bei den Schulbauten berufen. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 24. Auguſt 1887 
ad Nr. 12.087 entſchieden, wie folgt: 

„Das Miniſterium findet der Vorſtellung des ſchleſiſchen Landes⸗ 
ausſchuſſes gegen die Entſcheidung der Landesregierung vom 12. De⸗ 
cember 1886, 3. 13.313, womit in Uebereinſtimmung mit dem Be⸗ 
ſcheide der Bezirkshauptmannſchaft in T. vom 27. September 1886, 
8. 16.870, erklärt worden iſt, daß die Einbringung der von meh⸗ 
reren Gemeinden übernommenen Concurrenzbeiträge für den Bau der 
Bezirksſtraße N.⸗Ch. im Wege der politiſchen Execution abgelehnt werden 
müſſe, Folge zu geben und unter Behebung der beiden eitirten Erläſſe 
die genannte Bezirkshauptmannſchaft zu beauftragen, die begehrte politiſche 
Execution zu gewähren. Denn nach § 3 der kaiſ. Verordnung vom 
20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96, ſind vorſchriftsmäßig auferlegte 
oder beſtehende Geldleiſtungen, welche im Geſchäftskreiſe der politiſchen 
Verwaltung zu öffentlichen Zwecken einzubringen ſind, über Anordnung 
der politiſchen Behörde im Wege der politiſchen Execution einzuheben. 
Nach § 8 des ſchleſiſchen Straßenconcurrenzgeſetzes vom Jahre 1863 
gehört die Herſtellung, ſowie die Erhaltung der Bezirksſtraßen zu den 
Obliegenheiten der Bezirksconcurrenz, und nach § 9 des Geſetzes ent⸗ 
ſcheidet die Landesvertretung, ob zu dieſem Zwecke Concurrenzgruppen 
zu bilden find oder ob ein beſonderer Koſtenauftheilungsmodus feſtgeſtellt 
werden ſoll. .. Nach § 19 des Geſetzes endlich erfolgt die Anlage einer 
neuen Bezirksſtraße oder die Einreihung einer nicht bereits als ſolcher 
erklärten Straße in die Kategorie der Bezirksſtraßen durch die Bezirks⸗, 
reſp. Landesvertretung. Im vorliegenden Falle hat nun der ſchleſiſche 
Landtag befchloffen, daß die in Rede ſtehende Straßenſtrecke unter der 
Bedingung ausgebaut und zur Bezirksſtraße erklärt werde, wenn von 
Seite der betheiligten Gemeinden bindende Erklärungen in Betreff der 
Bau⸗ und Conſervirungskoſten abgegeben werden. Die betheiligten Ge⸗ 
meinden haben dieſe Erklärungen abgegeben, der diesfällige Vertrag iſt 
alſo perfect, daher die in Rede ſtehende Bezirksſtraße nach Recht und 
Geſetz als ſolche beſteht. Die Koſten der Herſtellung und Erhaltung 
dieſer Straße ſind nach Maßgabe des Landtagsbeſchluſſes, reſp. des 
Geſetzes zu beſtreiten und es erſcheint nach dem klaren Wortlaute des 
Geſetzes und dem Geiſte desſelben ein Unterſchied zwiſchen Herſtellung 
und Erhaltung einer Bezirksſtraße ebenſo wenig begründet, als eine Unter⸗ 
ſcheidung in Abſicht auf die Einbringung, ob die Auftheilung 


der diesfälligen Koſten unmittelbar ex lege, — oder mittelbar ex 


pacto erfolgt iſt. Da nun der öffentliche Charakter der fraglichen 
Straßenherſtellungskoſten nach dem Geſetze und nach allgemeinen Ver⸗ 
waltungsmaximen nicht zweifelhaft iſt und da die Herſtellung der Straße 
ſowie die Repartition der Koſten von dem nach dem Geſetze compe⸗ 
tenten Organe beſchloſſen wurde, ſo war der ſchleſiſche Landesausſchuß 
vollkommen berechtigt, das Begehren um die politiſche Execution zu ſtellen 
und war demſelben von der Bezirkshauptmannſchaft Folge zu leiſten.“ 
r. 


Geſetze und Perordnungen. 
1886. II. Semeſter. 


Verordnungsblatt für die k. k. Landwehr. 

Nr. 28. Ausgeg. am 14. October. — Circularverordnung vom 23. Sep⸗ 
tember 1886, Nr. 14.521/2856 II b. Aenderungen in dem Gebietsumfange der 
Bezirksgerichte Zurawno und Kakusz, dann in jenem der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaften Zydaczow und Kakusz. — Circularverordnung vom 28. September 1886, 
Nr. 14.604/2992 IV. Ausgabe des 3. Nachtrages zum Militär⸗Medicamenten⸗ 
katalog ſammt Taxe vom Jahre 1882. — Circularverordnung vom 29. Sep⸗ 
tember 1886, Nr. 12.3 10/2492 IV. Ausgabe des 1. Nachtrages zum Dienſtbuche 
E—8 c, „Inſtruction für das Schießen mit dem Extra⸗Corpsgewehr bei der 
Feſtungsartillerie des k. k. Heeres“. — Circularverordnung vom 29. September 
1886, Nr. 13.653/2774 IV. Hinausgabe der 1. Nachträge zu den Dienſtbüchern 
E—8 und E—8 b. Circularverordnung vom 1. October 1886, Nr. 
14.611/2993 IV. Hinausgabe des Dienſtbuches G—3, „Inſtruetion für Waffen⸗ 
officiere und Büchſenmacher des k. k. Heeres“. — Circularverordnung vom 
4. October 1886, Praes. Nr. 1800. Etablirung des Landwehr⸗Stabsofficiers⸗ 
Curſes 1886 87 unter theilweiſer Modification der Organiſation dieſes Curſes. 


— Circularverordnung vom 7. October 1886, ad Nr. 18.596,2765 IV. Hinaus⸗ 
gabe der Berichtigungen zur Cireularverordnung vom 29. Auguſt 1883, Praes. 
Nr. 1349, und vom 28. Februar 1886, Nr. 2500471 IV. 

Nr. 29. Ausgeg. am 14. October. — — — 

Nr. 30. Ausgeg. am 27. October. — Cireularverordnung⸗ vom 12. October 
1886, Nr. 15.469/2873 V. Verlegung des galiziſchen Laͤndwehr⸗Infanterie⸗ 
bataillons Stryj Nr. 65. — Circularverordnung vom 19. October 1886, Nr. 
15.926/2973 V. Verlegung des böhmischen Landwehr-Infanteriebataillons König⸗ 
grätz Nr. 29. 

Nr. 31. Ausgeg, am 27. October. — — — 

Nr. 32. Ausgeg. am 16. November. Circularverordnung vom 
29. October 1886, Nr. 14.079/2865 IV. Hinausgabe der 1. Nachträge zu den 
Dienſtbüchern E—3 und E— 7. 

Nr. 33. Ausgeg, am 30. November. — Circularverordnung vom 24. No⸗ 
vember 1886, Nr. 17.826,3307 V. Ausgabe des III. Theiles der Gebühren⸗ 
vorſchrift für das k. k. Heer. 2 a 

Nr. 34. Ausgeg. am 4. December. — Circularverordnung vom 30. No⸗ 
vember 1886, Nr. 18.252 3379 V. Weiſungen für die Ablage und Cenſur der 
Reiſerechnungen. 

Nr. 35. Ausgeg. am 15. December. — Circularverordnung vom 22. No⸗ 
vember 1886, Nr. 17.843 3449 II a. Recruten⸗Contingentsgeſetz pro 1887. — 
Eireularverordnung vom 1. December 1886, Nr. 18.486/3545 II b. Feſtſtellung 
der Vergütung für die Militär⸗Durchzugsverpflegung im Jahre 1887. — Circular⸗ 
verordnung vom 3. December 1886, Nr. 18.284/3934 IV. Ausgabe der Neu⸗ 
auflage der organiſchen Beſtimmungen für das militär⸗geographiſche Inſtitut. 

Nr. 36, 37, 38. Ausgeg. am 31. December. — — — 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem k. und k. Generaleonſul in Venedig Legations⸗ 
rathe Friedrich von Pilat anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter 
eines Miniſterreſidenten verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Berufung des Conſuls in Corfu Alexander 
Freiherrn von Warsberg zur Leitung des Generalconſulates in Venedig 
genehmigt und demſelben bei dieſem Anlaſſe, ſowie gleichzeitig auch dem Conſul 
Emil Otto von Remy⸗Berzencovich, Gerenten des Generaleonſulates in 
Smyrna, den Titel und Charakter eines Generalconſuls verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsdirector im Handelsminiſterium 
Regierungsrathe Franz Ritter von Sidorowicz anläßlich deſſen Penſionirung 
die Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben den Forſtmeiſter Johann Freiherrn de Ben 
Henriquez⸗Wolsheimb im Ackerbauminiſterium taxfrei den Titel eines Forſt⸗ 
rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzjeeretär in Lemberg Johann Kowarzyk 
anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei den Titel und Charakter eines Finanz⸗ 
rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe der Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
direction in Brünn Ignaz Kamler anläßlich deſſen Penſionirung das Ritter⸗ 
kreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten im Ackerbauminiſterium 
Franz Katzler taxfrei den Titel und Charakter eines Rechnungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Zolleinnehmer Joſeph Hruby 
das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Advocaten Julius della Torre in Spezia 
zum unbeſoldeten Viceconſul daſelbſt ernannt. 

Der Miniſter des Aeußern hat die abſolvirten Stiftlinge der k. und k 
orientaliſchen Akademie Richard Oppenheimer, Geza von Gäs paärdy und 
Gottlieb Pär a, ſowie den abſolvirten Zögling dieſer Lehranſtalt Karl Peez 
zu Conſulareleven ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den mit Titel und Charakter eines Oberrechnungs⸗ 
rathes bekleideten Rechnungsrath Johann Hulek zum Oberrechnungsrathe und 
die Rechnungsrevidenten Leopold Schirmer und Ignaz Huber zu Rechnungs⸗ 
räthen im Finanzminiſterium ernannt. 

Der Finanzminiſter hat im Perſonalſtande der Staatsſchuldencaſſe die 
Adjuncten Erneſt Weber und Vincenz Kummer zu Hauptcaſſieren ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Berg⸗ und Hüttenverwalter Karl Mialovich 
zum Obermarkſcheider in Wieliczka ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtverwalter Lukas Exeli Ritter von 
Adlerhuld in Döbling zum Oberpoſtverwalter in St. Pölten ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Oberpoſteontrolor Theodor Hoffmann 
in Graz zum Oberpoſtverwalter in Klagenfurt ernannt. 


Erledigungen. 

Scriptorsſtelle bei der k. k. Studienbibliothek za Laibach mit 800 fl. 
Gehalt jährlich, 250 fl. Activitätszulage und dem Quinquennakvorrückungsrechte, bis 
Mitte Jänner 1888 (Amtsbl. Nr. 289). nu MEN 
> Rechnungsrathsſtelle in der achten Rangsclaſſe bei der k. k. mähriſchen 
Statthalterei, eventuell Rechnungsrevidentenſtelle in der neunten, Rechnungs⸗ 
offieialsſtelle in der zehnten und Rechnungsaſſiſtentenſtelle in der elften Rangs⸗ 
elaſſe, bis Mitte Jänner 1888 (Amtsbl. Nr. 290). 
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Oberbaurathsſtelle bei der k. k. Statthalterei in Linz in 
Rangsclaſſe, bis 10. Jänner 1888 (Amtsbl. Nr 291). 

Baurathsſtelle in der ſiebenten Rangsclaſſe, eventuell Oberingenieursſtelle 
in der achten, eventuell proviſoriſche Ingenieursſtelle in der neunten Rangsclaſſe, 
bis Mitte Jänner 1888 (Amtsbl. Nr. 291). 

Lotto⸗Oberamtsofficialsſtelle bei den k. k. Lottoämtern in der neunten 
Rangsclaſſe gegen Caution, eventuell eine Lottoamts⸗Officialsſtelle in der zehnten 
und eine Lottoamts⸗Aſſiſtent enſtelle in der elften Rangsclaſſe, bis 20. Jänner 1888 
(Amtsbl. Nr. 294). 

Oberingenieursſtelle in der achten Rangsclaſſe, eventuell Ingenieursſtelle 
in der neunten und Bauadjunctenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe im ober⸗ 
öſterreichiſchen Staatsbaudienſte, bis 20. Jänner 1888 (Amtsbl. Nr. 294). 

Polizeiärztliche Functionärsftele beim k. k. Bezirks⸗Polizeicommiſſariate 
in Ottakring mit 400 fl. Jahresremuneration, bis Ende Jänner 1888 (Amtsbl. 
Nr. 294), 


der ſechsten 


Concurs-Ausſchreihung. 

Bei dem kärntneriſchen Landesausſchuſſe iſt die Stelle eines Landes⸗ 
fecretärs mit dem Jahresgehalte von 1800 fl., Activitätszulage von 
180 fl. und Quinquennalzulagen von 100 fl. und dem Anſpruche auf. 
normalmäßige Penſionirung zu beſetzen. 115 

Bewerber um dieſe Stelle haben den Nachweis über ihre Natio⸗ 
nalität, Alter, Familienverhältniſſe, Heimatszuſtändigkeit, ſittliches Ver⸗ 
halten, bisherige Verwendung und die mit gutem Erfolge abgelegte 
politiſche, richterliche oder Advocatenprüfung zu erbringen. 

Die Geſuche ſind bis 15. Jänner 1888 bei dem gefertigten 
Landesausſchuſſe einzubringen. 

Klagenfurt, am 12. December 1887. 


Kärntneriſcher Landesausſchuß. 


MANZ’sche Taschen-Ausgabe der Gesetze. 


Als weitere Fortsetzung unserer seither in 25 Bänden erschie- 
nenen Sammlung sind erschienen: 


Band 26. 


Gesetze und Verordnungen 
in Cultussachen 


erläutert durch die Motiven- und Ausschuss-Berichte der Reichsgesetze, 
die Entscheidungen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes 
| und des k. k. Reichsgerichtes. 
Mit Benützung von theilweise ungedruckten Materialien zusammengestellt 
von 
Dr. Burckhard, 


k. k. Ministerial-Vicesecretär und Universitätsdocent. 
Preis broschirt 2 fl. 50 kr., gebunden 3 fl. 


Band 27. Abtheilung 1 und 2. 


Volksschulgesetze. 
Dle Reichs- und Landesgesetze 


mit den einschlägigen Ministerialverordnüngen und Erlässen erläutert 
durch die Entscheidungen des k. k. Verwaliungsgerichishofes und 
des k. k. Reichsgerichtes. 
Zusammengestellt von 


Dr. Burckhard, 


k. k. Ministerial-Vicesecretär und Universitätsdocent. 
Preis jeder Abtheilung broschirt 2 fl., gebunden 2 fl. 50 kr. 
Preis des ganzen Bandes brosch. 4 fl., gebund. in 2 Leinenbände 5 fl. 


— . — du in 


Den P. T. Besitzern der seither erschienenen Bände empfehlen 
wir auch die Anschaffung dieser Fortsetzungen, um die ganze Samm- 
lung vollständig in der Handbibliothek zu haben. * ROT 

Einzelne Bände und Abiheilungen der Manz'schen Taschen- 
Ausgabe der Gesetze stehen, wie bekannt, ebenfalls jeder Zeit zu 
Diensten. \ 

Vollständige Verzeichnisse der Gesetze versenden wir auf Wunsch 
gratis und franco nach überall. i 

Monatliche Ratenzahlungen auf den entfallenden Kaufpreis be- 
willigen wir nach Uebereinkommen. 


MANZ’sche k. k. Hof-Verlags- und Universitäts-Buchhandlung 
j Wien, I., Kohlmarkt 7. - 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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